
 

 

 
MINISTERIUM FÜR KULTUS, JUGEND UND SPORT 

 

Verfahren der regionalen Schulentwicklung 

 

A. Vorbemerkung 

 

Notwendigkeit und Ziel der regionalen Schulentwicklung 

 

Insbesondere die demographische Entwicklung in Baden-Württemberg macht eine 

auf verlässlicher gesetzlicher Grundlage basierende regionale Schulentwicklung 

dringend erforderlich.  

 

Ziel der regionalen Schulentwicklung ist es, allen Schülerinnen und Schülern in zu-

mutbarer Erreichbarkeit die Erlangung des gewünschten Bildungsabschlusses ent-

sprechend ihrer Begabungen und Fähigkeiten zu ermöglichen.  

 

Die regionale Schulentwicklung schafft im Interesse aller Beteiligten langfristige Per-

spektiven auf leistungsstarke und effiziente Schulstandorte.  

Sie soll damit im Blick auf die Schülerzahlentwicklung immer kleiner werdende 

Schulstandorte vermeiden, an denen weder die pädagogisch notwendigen Differen-

zierungen möglich sind, noch kurzfristig ausfallende Lehrkräfte verlässlich vertreten 

werden können. 

 

Geregelt wird zunächst die regionale Schulentwicklung für alle auf der Grundschule 

aufbauenden Schulen. Die beruflichen Schulen, insbesondere die beruflichen Gym-

nasien und die übrigen beruflichen Vollzeitschulen, sind von Anfang an in den Pro-

zess der regionalen Schulentwicklung einbezogen weil und soweit die Schülerströme 

der allgemein bildenden Schulen auch auf diese Schularten Einfluss haben. Ebenso 

werden die Sonderschulen von Beginn an in den Prozess der regionalen Schulent-

wicklung einbezogen. Wegen der Besonderheiten der beruflichen Schulen und der 

Sonderschulen werden diese in einem gesonderten Verfahren der regionalen Schul-

entwicklung gesetzlich geregelt. 

 

Die Grundschulen sind grundsätzlich nicht Gegenstand des Prozesses der regiona-

len Schulentwicklung. Für sie gilt weiterhin der Grundsatz "Kurze Beine, kurze We-

ge". In die regionale Schulentwicklung ist die Entwicklung des Grundschulbereiches, 

wie bisher, einzubeziehen. 
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Vom Abschluss her denken, Erreichbarkeit sichern 

 

Die Bildungspolitik des Landes ermöglicht die Weiterentwicklung aller  Schulen und 

Schularten. Angestrebt wird dabei im allgemein bildenden Bereich ein Zwei-Säulen-

System mit einerseits dem Gymnasium und andererseits einem integrativen Bil-

dungsweg, der sich aus den übrigen auf der Grundschule aufbauenden Schulen 

entwickelt.  

Mit Einführung der regionalen Schulentwicklung soll es künftig darauf ankommen, 

welchen Bildungsabschluss (einschließlich berufsqualifizierender Abschlüsse an be-

ruflichen Schulen) eine Schülerin oder ein Schüler anstrebt und nicht darauf, an wel-

cher Schulart. Land und Schulträger garantieren auch bei zurückgehenden Schüler-

zahlen ein Bildungsangebot, in dem alle Schulabschlüsse in zumutbarer Erreichbar-

keit vorgehalten werden. 

 

Ziel der gesetzlichen Regelung zur regionalen Schulentwicklung ist es, bei zurückge-

henden Schülerzahlen die zumutbare Erreichbarkeit von Bildungsabschlüssen bei 

einem gleichzeitig effektiven und effizienten Ressourceneinsatz sicherzustellen. 

 

Dieses Ziel erfordert stabil mindestens zweizügige Schulstandorte. Für die Neugrün-

dung auf der Grundschule aufbauender Schulen werden daher künftig gesetzlich ge-

regelte Mindestschülerzahlen vorgegeben, die langfristig prognostizierbar sein müs-

sen. 

 

Verfahren der regionalen Schulentwicklung 

 

Das Verfahren der regionalen Schulentwicklung wird in der Regel durch den Antrag 

eines Schulträgers nach § 30 SchG in Gang gesetzt (Regelverfahren). Im Rahmen 

eines in zwei Phasen stattfindenden Dialog- und Beteiligungsverfahrens soll der An-

tragsteller bereits vor der Antragstellung die von der schulorganisatorischen Maß-

nahme Berührten und die Schulen in freier Trägerschaft beteiligen. Spätestens nach 

Antragstellung sind die von der schulorganisatorischen Maßnahme Berührten und 

Schulen in freier Trägerschaft durch die Schulaufsichtsbehörde zu beteiligen.  

 

Erfolgt im Dialog- und Beteiligungsverfahren kein Konsens, wird eine Schlichtung von 

der oberen Schulaufsichtsbehörde (Regierungspräsidium) durchgeführt. Kommt es 

auch hier zu keinem Konsens, legt die obere Schulaufsichtsbehörde den Antrag mit 

einem Entscheidungsvorschlag der obersten Schulaufsichtsbehörde (Kultusministe-

rium) vor.  
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Unterschreitet eine öffentliche Schule in der Eingangsklasse die gesetzlich geregelte 

Mindestschülerzahl, so erfolgt ein Hinweis durch die Schulaufsichtsbehörde mit dem 

Ziel, dass ein Antrag nach § 30 SchG gestellt und ein Regelverfahren in Gang ge-

setzt wird. Wird ein solcher Antrag nicht gestellt und auch im darauffolgenden Schul-

jahr die Mindestschülerzahl wieder unterschritten, hebt die oberste Schulaufsichts-

behörde die Schule auf, wenn kein Ausnahmetatbestand vorliegt (Hinweisverfahren). 

 

Besondere Bedeutung hat im Verfahren der regionalen Schulentwicklung, dass be-

reits vor der Antragstellung nach § 30 SchG im Regelverfahren die Schulaufsichts-

behörden die öffentlichen Schulträger auf Wunsch beraten und Empfehlungen zur 

regionalen Schulentwicklung geben. Bereits im Vorfeld soll der Schulträger die von 

der schulorganisatorischen Maßnahme Berührten und die Schulen in freier Träger-

schaft einbeziehen, , damit eine Antragstellung nach § 30 SchG auf einer möglichst 

abgestimmten Grundlage erfolgt. Auch im Hinweisverfahren kann durch die Schul-

aufsichtsbehörde eine Beratung erfolgen; sie kann Empfehlungen zur regionalen 

Schulentwicklung geben. 

 

Die regionale Schulentwicklung stellt ein transparentes Verfahren dar, das alle Ak-

teure aktiv frühzeitig in den Prozess einbezieht. Der Erfolg des geregelten Verfah-

rens der regionalen Schulentwicklung basiert darauf, dass Schulträger und Land die-

se in gemeinsamer Verantwortung betreiben. 

 

 

B. Verfahrensschritte im Einzelnen 

 

Der Beschluss eines Schulträgers über die Einrichtung einer öffentlichen Schule 

bedarf der Zustimmung der obersten Schulaufsichtsbehörde. Zuvor ist eine regio-

nale Schulentwicklung nach den nachfolgenden Ziffern I. bis V. durchzuführen. 

 

I. Anlässe für eine regionale Schulentwicklung 

Die regionale Schulentwicklung dient der Sicherung eines gleichmäßig alle Bil-

dungsabschlüsse umfassenden Bildungsangebots in zumutbarer Erreichbarkeit. 

Anlässe für eine regionale Schulentwicklung sind 

 

1. der Antrag eines öffentlichen Schulträgers auf Zustimmung zu einer schulor-

ganisatorischen Maßnahme nach § 30 SchG oder 

 

2. die Initiative einer Gemeinde, eines Stadt- oder Landkreises, sofern ein be-

rechtigtes Interesse besteht, oder  
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3. die Unterschreitung der in Ziff. II. Buchst. b. genannten Mindestschülerzahl an 

einer Schule.  

 

Erläuterung: 

Folgende Anlässe für eine regionale Schulentwicklung werden geregelt: Nummer 

1 bezieht sich auf das Regelverfahren, wonach ein öffentlicher Schulträger inner-

halb einer Raumschaft die Notwendigkeit für eine schulorganisatorische Maß-

nahme sieht und einen Antrag nach § 30 SchG stellt. In Nummer 2 soll Anlass für 

eine regionale Schulentwicklung sein, wenn eine Gemeinde, ein Stadt- oder 

Landkreis das Erfordernis hierfür sieht, aber selbst keinen Antrag nach § 30 SchG 

stellt. Dies könnte z. B. dann der Fall sein, wenn eine Gemeinde selbst keinen 

Antrag auf Einrichtung einer Schule auf Grund zu geringer Schülerzahlen stellen 

kann, aber die Einrichtung einer solchen Schule in der Nachbarkommune errei-

chen möchte, damit Schüler aus ihrem Gemeindegebiet diese Schule besuchen 

können und dadurch evtl. auch eine Verkürzung der Schulwege zu erreichen wä-

re. Um zu vermeiden, dass eine regionale Schulentwicklung ohne konkreten An-

lass erfolgt, ist geregelt, dass ein berechtigtes Interesse, wie z. B. der vorgenann-

te Sachverhalt vorliegen muss.  

 

In Nummer 3 ist Anlass für eine regionale Schulentwicklung die Unterschreitung 

einer geregelten Mindestschülerzahl (Ziff. II. Buchst. b.).  

 

II. Mindestschülerzahlen allgemein bildender Schulen 

a. Für die Erteilung einer Zustimmung nach § 30 Abs. 1 SchG ist es erforderlich, 

dass im Rahmen der Feststellung des öffentlichen Bedürfnisses nach § 27 

Abs. 2 SchG 

 

1. für eine Schule nach §§ 6, 7 und 8a Abs.1 SchG langfristig die Mindest-

schülerzahl von 40 Schülerinnen und Schülern in der Eingangsklasse,  

 

2. bei allgemein bildenden Gymnasien nach § 8 langfristig die Mindestschü-

lerzahl von 60 Schülerinnen und Schülern in der Eingangsklasse, 

 

3. für die dreijährige gymnasiale Oberstufe nach § 8a Abs. 2 SchG für Klas-

senstufe 11 auf der Grundlage der Schülerzahl in Klasse 10 langfristig die 

Mindestschülerzahl von 60 Schülerinnen und Schülern  

 

prognostiziert werden kann. 
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b. Unterschreitet eine der in Buchst. a. genannten Schulen die Mindestschüler-

zahl von 16 Schülerinnen und Schülern in der nach Buchst. a relevanten Klas-

se oder Stufe, soll der Schulträger eine regionale Schulentwicklung nach 

Ziff. I. Nummer 1 durchführen. Wird in zwei aufeinander folgenden Schuljahren 

die Mindestschülerzahl von 16 Schülern in der Eingangsklasse nicht erreicht 

und wird innerhalb dieses Zeitraums kein Antrag auf eine Entscheidung nach 

§ 30 SchG gestellt, ist die Schule durch die nach § 30 i. V. m. § 35 SchG zu-

ständige Schulaufsichtsbehörde aufzuheben. Eine Aufhebung erfolgt aus-

nahmsweise dann nicht, wenn kein entsprechender Bildungsabschluss in zu-

mutbarer Erreichbarkeit angeboten wird. 

 

c. Unterschreiten in einem Schulverbund nicht alle verbundenen Schularten die 

Mindestschülerzahl nach Buchst. b, gilt Buchst. b nur für die die Mindestschü-

lerzahl nicht erreichenden Schularten. Wird eine Schulart wegen Unterschrei-

tens der Mindestschülerzahl aufgehoben und ist im Schulverbund eine weitere 

Schulart enthalten, besteht der Schulverbund nach Wegfall der aufgehobenen 

Schulart mit den verbleibenden Schularten fort. Besteht ein Schulverbund aus 

zwei Schularten und wird eine dieser Schularten aufgrund Unterschreitens der 

Mindestschülerzahl aufgehoben, gilt auch der Schulverbund als aufgehoben. 

 

Erläuterung: 

In Buchst. a. werden für die einzelnen Schularten die Mindestgrößen bestimmt, 

die im Rahmen der Prüfung des öffentlichen Bedürfnisses nach § 27 Abs. 2 SchG 

für die Zustimmung zu der Neueinrichtung einer Schule auf Grund einer langfristi-

gen Prognose zu erwarten sein müssen. Für die Genehmigung eines Antrags auf 

Führung einer gymnasialen Oberstufe an einer Gemeinschaftsschule nach § 8 a 

Abs. 2 Satz 4 2. Alternative SchG wird die Prognose ausgehend von der Schüler-

zahl in Klasse 10 erstellt, da in dieser Klassenstufe diejenigen Schüler, die mit 

dem Hauptschulabschluss abgegangen sind, nicht mehr berücksichtigt werden. 

Des Weiteren sind die voraussichtlichen Abgänge nach Klasse 10, insbesondere 

mit Realschulabschluss, zu berücksichtigen. Ausnahmen von der Mindestschüler-

zahl sind bei Neueinrichtungen von Schulen nicht vorgesehen.  

 

Hinsichtlich der Mindestgrößen von Schularten an beruflichen Schulen wird auf 

Ziff. V verwiesen. 

 

In Buchst. b. wird vorgegeben, dass bei erstmaligem Unterschreiten der Schüler-

zahl der Schulträger von der Schulaufsichtsbehörde hierauf hingewiesen wird. 

Damit soll der Schulträger dazu veranlasst werden, in einer Raumschaft ein Re-
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gelverfahren nach Ziff. I. Nummer 1 durchzuführen. Führt der Hinweis nicht dazu, 

dass ein Antrag nach § 30 SchG gestellt wird, ist die Schule durch die oberste 

Schulaufsichtsbehörde aufzuheben, wenn sie in der Eingangsklasse in zwei auf-

einanderfolgenden Schuljahren die Mindestschülerzahl unterschreitet. Als Aus-

nahmetatbestand wird geregelt, dass eine Aufhebung dann nicht erfolgt, wenn 

kein entsprechender Bildungsabschluss in zumutbarer Erreichbarkeit angeboten 

wird. Wird der Hinweis aufgegriffen und das Regelverfahren durchgeführt, erfolgt 

dieses nach Ziff. III. Buchst. a und b.  

 

Buchst. c regelt die Geltung von Mindestgrößen für die in einem Schulverbund 

stehenden Schularten. Sofern innerhalb eines Schulverbundes eine Schulart die 

Mindestgröße für eine Fortführung nicht mehr erfüllt, ist jede Schulart getrennt zu 

behandeln. 

 

III. Regelverfahren 

a. Für die Einleitung einer regionalen Schulentwicklung nach Ziff. I. Nummer 1 ist 

der Beschluss eines öffentlichen Schulträgers erforderlich. Der Schulträger 

soll vor Antragstellung nach § 30 SchG eine Raumschaft für die regionale 

Schulentwicklung benennen und die vom Antrag berührten anderen Kommu-

nen und andere von der schulorganisatorischen Maßnahme Betroffene sowie 

Schulen in freier Trägerschaft beteiligen. Das Ergebnis der Beteiligung ist im 

Antrag im Rahmen der Darlegung des öffentlichen Bedürfnisses darzustellen. 

Die Beteiligung ist auf die Erreichung eines Konsenses über die vorgesehene 

schulorganisatorische Maßnahme auszurichten. Die Schulaufsichtsbehörde 

berät vor der Antragstellung nach § 30 SchG insbesondere zur Festlegung der 

Raumschaft und zur Schülerzahlentwicklung; die Schulaufsichtsbehörde kann 

Empfehlungen geben. Wurde eine Raumschaft festgelegt, überprüft dies die 

obere Schulaufsichtsbehörde und legt die Raumschaft endgültig fest. Hat ein 

Schulträger im Falle der Ziff. 1 Nummer 1 keine Raumschaft festgelegt, erfolgt 

die Festlegung durch die obere Schulaufsichtsbehörde. Erforderlichenfalls 

führt die Schulaufsichtsbehörde die Beteiligung durch, die auf Erreichung ei-

nes Konsenses über die schulorganisatorische Maßnahme auszurichten ist. 

Wird ein Konsens erreicht, entscheidet die Schulaufsichtsbehörde über die 

Zustimmung nach § 30 SchG. Ist ein Konsens nicht zu erreichen, erfolgt eine 

von der oberen Schulaufsichtsbehörde durchzuführende Schlichtung. Wird 

auch hier ein Konsens nicht erreicht, legt die obere Schulaufsichtsbehörde 

den Antrag mit Entscheidungsvorschlag an die oberste Schulaufsichtsbehörde 

zur Entscheidung vor. 
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b. Für die Einleitung einer regionalen Schulentwicklung nach Ziff. I. Nummer 2 ist 

ein Beschluss des Hauptorgans der Gemeinde oder des Landkreises erforder-

lich. Der Schulaufsichtsbehörde ist im Rahmen der Geltendmachung eines be-

rechtigten Interesses eine Raumschaft zu benennen. Die obere Schulauf-

sichtsbehörde prüft das berechtigte Interesse. Liegt ein berechtigtes Interesse 

vor, informiert die Schulaufsichtsbehörde die berührten Schulträger und berät 

diese auf Wunsch; sie kann Empfehlungen für die Einleitung eines Antrags 

nach Ziff. I. Nummer 1 geben. 

 

Erläuterung: 

Das Regelverfahren nach Ziff. I. Nummer 1 erfordert einen Beschluss des öffentli-

chen Schulträgers (Gemeinderats- oder Kreistagsbeschluss) mit Angabe der be-

antragten schulorganisatorischen Maßnahme. Der Schulträger soll bereits vor An-

tragstellung nach § 30 SchG eine Raumschaft benennen und das öffentliche Be-

dürfnis darlegen. Hierzu sollen die anderen von der schulorganisatorischen Maß-

nahme berührten Kommunen und weiteren Betroffenen wie z. B. Gesamteltern-

vertretungen, oder das Landratsamt sowie die Schulen in freier Trägerschaft eine 

Stellungnahme zu den erwarteten Auswirkungen abgeben können. Das gesamte 

Verfahren ist auf die Erreichung eines Konsenses über die vorgesehene schulor-

ganisatorische Maßnahme auszurichten.  

 

Von besonderer Bedeutung ist die Beratung der Schulträger durch die Schulauf-

sichtsbehörde bereits vor einer Antragstellung nach § 30 SchG. Insbesondere bei 

der Entscheidung über den Zuschnitt der Raumschaft und damit der Frage, wel-

che Beteiligten bei der regionalen Schulentwicklung zu berücksichtigen sind, kön-

nen die Schulaufsichtsbehörden unterstützen. Auch die Schülerzahlentwicklung 

und die weiteren Aspekte, die bei der Prüfung im Rahmen des öffentlichen Be-

dürfnisses von Belang sind, können im Rahmen einer Beratung durch die Schul-

aufsicht bereits vor Beantragung einer schulorganisatorischen Maßnahme geklärt 

werden.  

 

In allen Fällen muss die obere Schulaufsichtsbehörde die vorgelegte Raumschaft 

überprüfen; sie legt erforderlichenfalls eine abweichende Raumschaft fest und 

begründet dies. Dies gilt auch dann, wenn der Antragsteller keine Raumschaft 

festgelegt hat. 

 

Eine Beteiligung der von der schulorganisatorischen Maßnahme Berührten und 

der Schulen in freier Trägerschaft soll bereits vor der Antragstellung nach § 30 

SchG erfolgen. Andernfalls führt die Schulaufsichtsbehörde die Beteiligung durch. 
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Da die Beteiligung der von der geplanten schulorganisatorischen Maßnahme Be-

rührten und der Schulen in freier Trägerschaft auf Erreichung eines Konsenses 

ausgerichtet ist, muss die obere Schulaufsichtsbehörde im Dissensfall eine 

Schlichtung durchführen. Ob ein Schlichtungsgespräch oder ein schriftliches Ver-

fahren gewählt wird, ist im Einzelfall von der oberen Schulaufsichtsbehörde zu 

entscheiden. Kann in der Schlichtung ein Konsens nicht erreicht werden, legt die 

obere Schulaufsichtsbehörde die Stellungnahmen und den Antrag auf die schul-

organisatorische Maßnahme nach § 30 SchG mit einem Entscheidungsvorschlag 

der obersten Schulaufsichtsbehörde vor. 

 

Die Initiative auf Durchführung einer regionalen Schulentwicklung nach Ziff. I. 

Nummer 2 erfordert neben einem Gemeinderats- bzw. Kreistagsbeschluss im 

Rahmen der Geltendmachung des berechtigten Interesses auch die Benennung 

einer Raumschaft, auf das sich die regionale Schulentwicklung beziehen soll. Auf 

dieser Grundlage prüft die obere Schulaufsichtsbehörde das berechtigte Interes-

se. Wird das berechtigte Interesse bejaht, informiert die Schulaufsichtsbehörde 

die berührten Schulträger und berät diese auf Wunsch. Die Schulaufsichtsbehör-

de kann Empfehlungen für die Einleitung eines Antrages nach Ziff. I. Nummer 1 

geben. Damit soll erreicht werden, dass mit der Information und dem entspre-

chenden Beratungsangebot bzw. einer Empfehlung die betroffenen Schulträger in 

das Regelverfahren nach Ziff. I. Nummer 1 mit dem dafür geregelten weiteren 

Verfahren nach Ziff. III. eintreten.  

 

IV. Zuständigkeiten der Schulaufsichtsbehörden 

Soweit keine besonderen Regelungen getroffen sind, bestimmt sich die zuständi-

ge Schulaufsichtsbehörde nach den §§ 33 bis 35 SchG. 

 

Erläuterung 

Ziff. IV weist die Zuständigkeit für die Durchführung der regionalen Schulentwick-

lung der Schulaufsichtsbehörde zu, der nach dem Schulgesetz in den §§ 33 bis 

35 SchG die Schulaufsicht obliegt. In diesem Zusammenhang wird auch die 

Rechtsverordnung über die Zuständigkeit für schulorganisatorische Maßnahmen 

nach § 35 Abs. 5 SchG (Abschichtungsverordnung) einbezogen. Die Regierungs-

präsidien sind auch weiterhin z. B. für die Zustimmung eines Antrags auf Neuein-

richtung einer Gemeinschaftsschule zuständig. Für die Aufhebung einer Schule 

bei Unterschreiten der Mindestschülerzahl ist die oberste Schulaufsichtsbehörde 

zuständig. Eine Ergänzung der Abschichtungsverordnung ist entsprechend vor-

zunehmen. 
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Da die Zustimmung zu einer schulorganisatorischen Maßnahme im Rahmen der 

Prüfung des öffentlichen Bedürfnisses vielfältige Auswirkungen u. a. auch auf sol-

che Schulen und Schularten haben kann, die im Zuständigkeitsbereich anderer 

Schulaufsichtsbehörden liegen, ist ein Zusammenwirken insbesondere im Blick 

auf die mögliche Veränderung der Schülerströme zwingend erforderlich.  

 

V. Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 

Das Kultusministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung besondere Best-

immungen zur Regelung der regionalen Schulentwicklung der beruflichen Schu-

len und der Sonderschulen, insbesondere zu den Mindestgrößen und Ausnahme-

tatbestände zu erlassen. 

 

Erläuterung: 

Wegen der Besonderheiten der Sonderschulen und der beruflichen Schulen wer-

den diese in einem gesonderten Verfahren der regionalen Schulentwicklung ge-

setzlich geregelt.  

 

 

  


